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Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 
 
Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des Sozial- und 
Integrationspolitischen Ausschusses 
Moritz Promny MdL 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

 
 
 
 
 
Gesetzentwurf zur Änderung des Hessischen 
Ladenöffnungsgesetzes, Drs. 20/1083 und 20/388 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 

 

der Hessische Städtetag sieht in dem Gesetzentwurf der 

Landesregierung keine Gewähr dafür, dass die Städte eine 

Öffnung der Geschäfte am Sonntag rechtssicher erlauben 

können und lehnt deshalb den Gesetzentwurf ab. 

 

Er fordert eine Regelung, die sich an den Grundsätzen des 

Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 1.12.2009 orien-

tiert und Restriktionen der Rechtsprechung des Bundesver-

waltungsgerichts und der hessischen Verwaltungsgerichte im 

Sinne lebendiger und selbstverwaltender Städte korrigiert. 

 

Dies hat das Präsidium des Hessischen Städtetages in seiner 

Sitzung am 26.6.2019 noch einmal unterstrichen. 
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Wichtigster Kritikpunkt im vorgelegten Gesetzentwurf sind die Regelungen zur 

 

Freigabe der Öffnung von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in § 6 E-HLöG 

 

a) § 6 Abs. 1 Satz 1, Ladenöffnung an bis zu vier Sonn- und Feiertagen 

Der Entwurf führt aus, dass die in Nr. 1 - 3 neu eingeführten Voraussetzungen nach "ge-

festigter Rechtsprechung" gegeben sein müssten, um eine Ausnahme von Art. 4 Abs. 1 

und·2 GG i.V.m. Art. 140 GG und Art. 139 WRV zu rechtfertigen. 

Richtig ist, dass seit dem Urteil des BVerwG vom 11.11. 2015 die hessischen Verwal-

tungsgerichte derartige Anforderungen formulieren. Nicht nachvollziehbar ist dagegen, 

dass diese Voraussetzungen verfassungsrechtlich gegeben sein müssen, um eine Aus-

nahme vom Sonntagsschutz zu rechtfertigen. Nach dem Urteil des BVerfG vom 
1.12.2009 zum Berliner Ladenöffnungsgesetz folgen solche Anforderungen aus Art. 140 

GG und Art. 139 WRV nicht. Das BVerfG verlangt an keiner Stelle einen "engen" räum-

lichen Bezug zwischen Anlassereignis und Ladenöffnung. Es verlangt nicht, dass der Be-

sucherstrom des Anlass-ereignisses die Zahl der Ladenbesucher übersteigt und es ver-

langt auch nicht, dass während der nach seiner Rechtsprechung auf maximal 7 Stunden 

beschränkten sonntäglichen Ladenöffnungszeiten die öffentliche Wirkung des Anlass-

ereignisses gegenüber der Ladenöffnung im Vordergrund stehen muss. 

Vielmehr begründet es die Notwendigkeit einer Begrenzung der sonntäglichen Öffnungs-

stunden damit, dass andernfalls die Ladenöffnung im Vordergrund stünde (Rn. 184). 

Daraus folgt im Umkehrschluss, dass während dieser 7 Stunden die Ladenöffnung im Vor-

dergrund stehen darf. Dem Sonntagsschutz ist Rechnung getragen, wenn am Rest des 

Sonntags und den übrigen Sonntagen im Jahr Ruhe herrscht, solange sich derartige Er-

eignisse in Berlin auf acht (!) Sonntage im Jahr beschränken und durch ein öffentliches 

Interesse gerechtfertigt sind. 

Das BVerfG verlangt in dem genannten Urteil kein "Anlassereignis", sondern schlicht ein 

über das allgemeine Konsum- und Umsatzinteresse hinausgehendes öffentliches Interes-

se. Daraus wiederum folgt, dass verfassungsrechtlich nicht gefordert sein kann, während 

der Ladenöffnung müsse ein "Anlassereignis" im Vordergrund stehen. 

Der Gesetzentwurf will die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zementieren. Dies 

verkennt, was das BVerfG am 1.12.2009 gebilligt hat: Nach dem Berliner Ladenöffnungs-

gesetz ist jeder Einzelhandelsbetrieb berechtigt, über die zulässigen acht Sonntagsöffnun-

gen hinaus zweimal im Jahr sonntags aus Anlass von Straßenfesten und Betriebsjubiläen 

zu öffnen. 
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Das BVerfG führt dazu aus: "Dass damit ... ein sog. Flickenteppich entstehen kann, auf 

dem auf das Jahr gesehen irgendwelche Verkaufsstellen mit uneingeschränktem Waren-

angebot immer geöffnet haben, erscheint bei dieser Lösung unvermeidlich, aber hinnehm-

bar." (Rn. 187). 

Daraus folgt, dass der vorliegende Gesetzentwurf den Städten bei der Freigabe von Sonn-

tagsöffnungen Schranken auferlegt, die verfassungsrechtlich nicht geboten sind. 

Der Gesetzgeber ist also berechtigt, andere Voraussetzungen für die Sonntagsöffnung 

aufzustellen als das BVerwG und die hessischen Verwaltungsgerichte vorgeben. Dies gilt 

soweit er sich – wie der Berliner Landesgesetzgeber – an die Vorgaben des BVerfG hält. 

 

b) § 6 Abs. 1 Satz 3 E-HLöG, Bezirke und Handelszweige 

Der HessVGH hat auf der Grundlage der geltenden "Kann-Regelung" in § 6 Abs. 2 HLöG, 

der § 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzentwurfs entspricht, von den Städten verlangt, die Freiga-

beentscheidung auf Handelszweige zu beschränken, die einen Zusammenhang mit dem 

Anlassereignis aufweisen (HessVGH B. v. 5.4.2016- 8 B 751/16 -, B. v. 4.5.2016- 8 B 

1249/16-, B. v. 7.10.2016-88 2540/16-, B. v. 21.10.2016 - 8 B 2618/16 -, B. v. 4.11.2016- 8 

B 2681/16). 

Es bedarf einer Klarstellung dahingehend, dass etwa beim Gießener Markt "Sport in der 

City" nicht nur Sportgeschäfte, bei einer Frankfurter Buchmesse nicht nur Buchhandlungen 

und bei einer Offenbacher Lederwarenmesse nicht nur Bekleidungs- oder Taschenge-

schäfte geöffnet sein dürfen. 

 

c) § 6 Abs. 2 E-HLöG, Allgemeinverfügung 

Nach § 6 Abs. 2 E-HLöG soll die Freigabeentscheidung in Hessen durch eine Allgemein-

verfügung erfolgen, die spätestens drei Monate vor der beabsichtigten Verkaufsstellen-

öffnung öffentlich bekannt zu machen ist. Die Vorschrift kann so verstanden werden, dass 

in der Allgemeinverfügung dargelegt werden muss, dass die Veranstaltung die "Haupt-

sache" ist und die Sonntagsöffnung lediglich der "Nebeneffekt". 

Vollzugspraktiker berichten, dass bei einer so langen Vorlaufzeit die Anträge für die an-

lassgebenden Veranstaltungen regelmäßig noch nicht vorliegen und der Veranstalter zu 

diesem Zeitpunkt noch keine detaillierten Pläne und Listen über die Marktteilnehmer vor-

legen kann. Es besteht die Gefahr, dass die Anlassveranstaltungen zu einem solch frühen 

Zeitpunkt regelmäßig noch nicht genehmigungsfähig sind. Es wird befürchtet, dass es fak-

tisch nicht möglich ist, in einer mehr als drei Monate vor der Verkaufsstellenöffnung zu er-

stellenden Allgemeinverfügung darzulegen, dass der Markt bzw. die Veranstaltung die 

"Hauptsache" ist und die Sonntagsöffnung lediglich der "Nebeneffekt". 
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§ 4 E-HLöG, Sonderöffnungszeiten 

Der Hessische Städtetag fordert, wie auch in § 6 geregelt, gesetzlich sechs zusammen-

hängende Stunden für die Sonderöffnung vorzugeben. 

Die zulässigen Abweichungen von der generellen Regelung des § 3 Abs. 2 gelten für die 

in Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 aufgezählten Verkaufsstellen (Kioske, Bäckereien, Blumenläden, 

Hofläden) jeweils "für die Dauer von 6 Stunden". Diese Regelungen beinhalten keine wei-

tere Konkretisierung des zulässigen Öffnungszeitraums. 

Eine wirksame Kontrollmöglichkeit besteht kaum, solange das Gesetz nicht vorgibt, dass 

der zulässige Zeitraum zusammenhängend in Anspruch zu nehmen ist. Sind während des 

gesamten Tages 6-Stunden-Zeitkontingente über 24 Stunden verteilt frei zu wählen, so ist 

dies schlichtweg nicht kontrollierbar. 

Für den Vollzug des Gesetzes ist es zudem notwendig, dass sowohl der Verstoß gegen 

§ 3 Abs.  5 (Hinweispflicht zu Öffnungszeiten an Sonn- und Feiertagen) und der zusam-

menhängenden sechs-Stunden-Angabe nach § 4 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 sowohl in der Form 

fehlender Kennzeichnung als auch der in der Realität nicht vorgefundenen Schließung der 

Verkaufsstelle nach § 12 E-HLöG bußgeldbewehrt wird. 

Einzelhandelskonzerne (wie z.B. Rewe) entwickeln Konzepte, die Tankstellen, die nach 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 1 rund um die Uhr geöffnet haben dürfen, in regelrechte Einkaufsmärkte 

verwandeln. Von einer Beschränkung auf die "Abgabe von Betriebsstoffen, Ersatzteilen für 

die Erhaltung oder Wiederherstellung der Fahrbereitschaft von Kraftfahrzeugen sowie für 

die Abgabe von Reisebedarf" wie sie die gesetzliche Vorschrift vorsieht, entfernt sich die 

Realität zunehmend. Längst ist es in feierfreudigen Kreisen Usus, sich nächtens "an der 

Tanke" mit Alkohol einzudecken; subsumiert unter Reisebedarf i.S.d. § 4. 

 

§ 11 E-HLöG neu, Fachaufsicht 

§ 11 Abs. 1 soll statt der bisherigen Rechtsaufsicht der Kommunalaufsichtsbehörden eine 

besondere Fachaufsicht begründen. Diese Fachaufsichtsbefugnis soll wie § 4 Abs. 1 HGO 

allgemeine Anordnungen, aber auch Einzelweisungen ermöglichen (§ 11 Abs. 4). Das 

führt dazu, dass die Städte ihr Klagerecht gegen aufsichtliche Weisungen verlieren. 

Dies ist eine Beschränkung des Selbstverwaltungsrechts. 

 

Nächtliches Alkoholverkaufsverbot 

Das HLöG mag nach seiner Zweckbestimmung in § 1 die Rahmenbedingungen für flexible 

Öffnungs- und Verkaufszeiten verbessern. Allerdings hat die Freigabe der Ladenöffnung 

von Montag bis Samstag von 0 bis 24 Uhr und der Alkoholverkauf und Konsum zu später 

Stunde zu teils gravierenden, ordnungsrechtlichen Problemen wie Lärm, Sachbeschä-
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digung und Pöbeleien im öffentlichen Raum geführt. In Kombination mit der Quasi-

Freigabe der Sperrzeit (sog. Putzstunde von 5 bis 6 Uhr) ist gerade bei Jüngeren ein 

geändertes, zeitlich in die Nacht verschobenes Ausgehverhalten zu beobachten. Treff-

punkte im öffentlichen Raum werden zum sog. Vorglühen genutzt, Nachschub ist in nahe-

liegenden Verkaufsstellen sichergestellt. 

Eine flankierende Maßnahme zu Hilfen für Jugendliche und Suchtgefährdeten, Alkohol-

süchtigen sowie Lärmgeplagten wäre, wenn Alkohol nach dem HLöG in den Nachtstunden 

räumlich und/oder zeitlich nur noch eingeschränkt zum Verkauf stünde. Das Bundesver-

fassungsgericht (B.v.29.9.2010, 1 BvR 1789/10) hatte das baden-württembergische nächt-

liche Alkoholverkaufsverbot von 22 bis 5 Uhr im bis Ende 2017 geltenden § 3a Ladenöff-

nungsG mit der Begründung bestätigt, dass polizeirechtliche Maßnahmen (in Hessen Al-

koholverbotszonen durch Allgemeinverfügungen), die regelmäßig örtlich begrenzt werden 

müssen um Bestand haben zu können, im Gegensatz zu einer landesweiten Regelung 

lediglich zu Verdrängungseffekten führten. Effektiver wäre, an der Ursache anzusetzen 

und landesweit ein nächtliches Alkoholverkaufsverbot zu statuieren als klare und einheit-

liche Regelung, auf die sich alle Beteiligten einstellen können. 

Zumindest sollen aber Regelungen im HLöG aufgenommen werden, damit Ordnungsbe-

hörden bei lokalen, alkoholbedingten ordnungsrechtlichen Problemen zeitweise ein Alko-

holverkaufsverbot für Verkaufsstellen im angemessenen, räumlichen Umkreis zu Problem-

zonen in den Abend- und Nachtstunden erlassen können. Im Verhältnis zu Allgemeinver-

fügungen nach HSOG mit einem räumlich und zeitlich beschränkten, generellen Alkohol-

verbot wäre dies ein geringerer Eingriff. 

Abschließend regen wir an, die in § 3 festgelegte Öffnungszeit an Gründonnerstag bis 

20 Uhr – angrenzenden Bundesländern folgend – auf 22 Uhr zu verschieben. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Stephan Gieseler 
Geschäftsführender Direktor 
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Hessischer Landtag 
Herrn Moritz Promny MdL 
Vorsitzender des Sozial- und 
Integrationspolitischen Ausschusses 
Schlopplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 

Wiesbaden, 08.10.2019 
 
 
Betreff: Öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der Freien 
Demokraten für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Ladenöffnungsgesetzte – Drucks. 20/ 388 – und zu dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Ladenöffnungsgesetzes – Drucks. 20/ 1083 
 
 
Sehr geehrter Herr Vositzender, sehr geehrte Ausschussmitglieder 
 
der Vorstand des Landesfrauenrat (LFR) Hessen bedankt sich sehr für die 
Möglichkeit, zu den o.g. Gesetzentwürfen schriftlich Stellung zu nehmen.  
Auch der LFR Hessen kennt mit insgesamt derzeit 46 unterschiedlichen 
Mitgliedsverbänden die sich z. T. sehr konträr gegenüberstehenden Positionen – 
zum einen den verkaufsoffenen Sonntag erheblich zu liberalisieren und zum anderen 
den verkaufsoffenen Sonntag komplett abzuschaffen. Der LFR Hessen hat im Juni 
2019 gegenüber dem Ministerium eine Stellungnahme zum angepassten zweiten 
Gesetz zur Änderung des Hessischen Ladenöffnungsgesetzes abgegeben. Hierin 
sieht der LFR Hessen einen Kompromiss zwischen den beiden konträr 
gegenüberstehenden Positionen, den wir begrüßen.  
 
Insgesamt hat der LFR Vorstand keine grundsätzlichen Einwände gegen den 
vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur 
Änderung des Hessischen Ladenöffnungsgesetzes.  
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der Freien Demokraten wird vom LFR Vorstand 
Hessen kritisch gesehen, da hier eine Liberalisierung der Öffnungszeiten an Sonn- 
und Feiertagen stattfinden könnte.  
 

c/o B
üro für S

taatsbürgerliche Frauenarbeit e.V
.  Friedrichstraße 32    65185 W

iesbaden  Fon  0611/15 78 60  Fax  0611/15 78 6-22  m
ail landesfrauenrat@

buero-f.de  N
et  w

w
w

.lfr-hessen.de 
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Auch der LFR Hessen kennt die Situation der hessischen Innenstädte im ländlichen 
Raum und weiß, dass diese insbesondere in Zeiten des Internets mit dem Online-
Handel, der an sieben Tagen die Woche rund um die Uhr geöffnet hat, konkurriert. 
Inwieweit die Erleichterung bei der Öffnung an Sonn- und Feiertagen dem 
Einzelhandel hier unterstützt, bleibt für uns fragwürdig.  
Wir sind hier der Meinung, dass eine Gesetzesänderung in § 6 Abs. 1 wie im Entwurf 
der Freien Demokraten formuliert, eine zu starke Liberalisierung mit sich bringt und 
Negativauswirkungen auf die Beschäftigten im Einzelhandel – häufig Frauen – hat. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Sigrid Isser     Brigitte Ott 
Vorsitzende LFR Hessen     Stellv. Vorsitzende LFR Hessen 
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